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Einleitung 

Der Verband der Automobilindustrie (VDA) vereint etwa 650 Hersteller und Zulieferer unter 

einem Dach. Die Mitglieder entwickeln und produzieren Pkw und Lkw, Software, Anhänger, 

Aufbauten, Busse, Teile und Zubehör sowie immer neue Mobilitätsangebote. Wir sind die 

Interessenvertretung der Automobilindustrie und stehen für eine moderne, zukunftsorientierte 

multimodale Mobilität auf dem Weg zur Klimaneutralität. Der VDA vertritt die Interessen 

seiner Mitglieder gegenüber Politik, Medien und gesellschaftlichen Gruppen. Wir arbeiten für 

Elektromobilität, klimaneutrale Antriebe, die Umsetzung der Klimaziele, Rohstoffsicherung, 

Digitalisierung und Vernetzung sowie German Engineering. Wir setzen uns dabei für einen 

wettbewerbsfähigen Wirtschafts- und Innovationsstandort ein. Unsere Industrie sichert 

Wohlstand in Deutschland: Mehr als 780.000 Menschen sind direkt in der deutschen 

Automobilindustrie beschäftigt. Der VDA ist Veranstalter der größten internationalen 

Mobilitätsplattform IAA MOBILITY und der IAA TRANSPORTATION, der weltweit wichtigsten 

Plattform für die Zukunft der Nutzfahrzeugindustrie.  

Der VDA bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Stellungnahme 

Die flächendeckende Verfügbarkeit von Ladeinfrastruktur spielt für den Markthochlauf der 
Elektromobilität eine entscheidende Rolle. Die Menschen brauchen die Gewissheit, überall 
und zu jeder Zeit unkompliziert laden zu können. Der Aufbau der Ladeinfrastruktur ist eine 
Gemeinschaftsaufgabe. Die Bevölkerung erwartet vor allem von Energiewirtschaft, 
Bundesregierung und Tankstellenbetreibern einen nennenswerten Beitrag. Die 
Automobilindustrie ihrerseits wird auch in Zukunft ihren Beitrag zum Erfolg der 
Elektromobilität und zum Ausbau der Ladeinfrastruktur leisten. 

Der VDA befürwortet den vorliegenden Referentenentwurf grundsätzlich aus den folgenden 

Gründen: 

- Der Referentenentwurf unterstützt den flächendeckenden Ausbau der Ladeinfrastruktur. 

- Die vorgesehene Verpflichtung ist ergänzend zum Deutschlandnetz zu verstehen. 

- Tankstellen stehen an verkehrsgünstigen und attraktiven Standorten und sind im Alltag 
vertraute Anlaufstellen für den Individual- und Wirtschaftsverkehr. 

- Die gesetzliche Regelung betrifft nur größere Tankstellenunternehmen mit 
Preissetzungshoheit für mindestens 200 öffentliche Tankstellen. Damit erfasst die 
gesetzliche Regelung ca. 60 % der Tankstellenstandorte, auf denen voraussichtlich mehr 



als 8.000 Ladepunkten bereitzustellen sind. Dies ist ein wesentlicher Beitrag zum Ausbau 
der Ladeinfrastruktur.  

- Es werden Flexibilisierungsoptionen berücksichtigt und hinsichtlich der 
Netzanschlussproblematik ist alternativ zum Mittelspannungsanschluss auch ein 
Pufferspeicherlösung möglich. Weiterhin ist eine Härtefallregelung zur Vermeidung 
wirtschaftlich unzumutbarer Belastungen enthalten.  

- Bis spätestens zum 31. Dezember 2031 erfolgt eine Evaluierung des Abschnitts 5a durch 
das BMDV zwecks frühzeitigem Außerkrafttretens oder Verlängerung über 2035 hinaus. 

Im Detail haben wir die folgenden Anmerkungen: 

Abschnitt 5a - Schnellladepunkte an öffentlichen Tankstellen 

§14a - Betrieb von Schnellladepunkten 

Absatz 1 

Die vorgesehene Verpflichtung ab dem 01.01.2028 stellt eine deutliche Entschärfung des 

Zeitplans gegenüber der Maßnahme 5 („Mitwirkung der Mineralölwirtschaft“) des 

Masterplans Ladeinfrastruktur II dar.  

Dieser sah vor: 

• Ende 2022 sind mindestens 25% aller Tankstellen mit Schnellladeinfrastruktur 

(mindestens 150 kW) versorgt 

• Ende 2024 mindestens 50% 

• Ende 2026 mindestens 75%  

Diese vorgesehene Verschiebung verschafft ausreichend Zeit, die dann aber auch zwingend 

für die Umsetzung genutzt werden muss.  

Absatz 2 

Der vorliegende Referentenentwurf sieht vor, durchgehend eine Stunde mit 150 kW laden zu 
können.  

Die Alternative Fuel and Infrastructure Regulation (AFIR) gibt für puffergespeicherte 
Ladestationen ebenfalls eine Ladeleistung von 150 kW pro Ladepunkt vor, macht jedoch 
keine Vorgabe hinsichtlich des Zeitraums, innerhalb dessen die Leistung kontinuierlich 
anliegen muss. 

Um Widersprüchlichkeiten zu vermeiden, empfehlen wir, den Wortlaut im Referentenentwurf 
an die AFIR anzulehnen:  

Beim Einsatz eines Pufferspeichers, der der Versorgung der zu ladenden Fahrzeuge dient, 
gilt die Anforderung nach Satz 1 Nummer 2 als erfüllt, wenn der Pufferspeicher an einen 
Netzanschluss mit einer Leistung von mindestens 30 Kilowatt angeschlossen ist und der 
Schnellladepunkt für einen Zeitraum von mindestens einer Stunde durchgehend eine 
Ladeleistung von 150 Kilowatt zur Verfügung stellen kann. 

Absatz 3 Nummer 2 

Die insgesamt zu errichtende Anzahl an Schnellladepunkten ändert sich durch die 

Flexibilisierungsoption in Absatz 3 Nummer 2 nicht. Im Ergebnis könnte sich jedoch eine 

geringe Flächendeckung einstellen. Der Referentenentwurf sollte daher zusätzlich eine 

räumliche Koordinierung mithilfe von Geodaten (beispielsweise durch die Nationale Leitstelle 

Ladeinfrastruktur) vorsehen. 

§14d / f – Aufsicht / Zuständige Behörde, Berichtspflicht 

Wir empfehlen, die zuständige Behörde so schnell als möglich zu benennen. Die zuständige 

Behörde sollte in Abstimmung mit der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur zusätzlich die 

Flächen- und Bedarfsdeckung sicherstellen. 






